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Äußerung an, hat der Vorsitzende die vollständige Protokollierung und 
Verlesung anzuordnen. In dem Protokoll ist zu vermerken, daß es inso­
weit verlesen und genehmigt worden ist oder welche Einwendungen 
erhoben worden sind.

§ 254
Beweiskraft des Protokolls

(1) Das Protokoll beweist, ob die zwingenden Verfahrensvorschriften in 
der Hauptverhandlung eingehalten worden sind.

(2) Das Protokoll dient dem höheren Gericht als Grundlage für seine 
Beurteilung der tatsächlichen Feststellungen des Urteils.

(3) Der Staatsanwalt, der Angeklagte und sein Verteidiger sowie andere 
an der Hauptverhandlung Beteiligte können innerhalb von drei Tagen 
nach Fertigstellung des Protokolls dessen Berichtigung oder Ergänzung 
beantragen. Das Gericht hat über diesen Antrag durch Beschluß nach 
Anhörung des Protokollführers zu entscheiden. Der Beschluß kann nur 
mit dem gegen das Urteil eingelegten Rechtsmittel angefochten werden.

(4) Offenbare Unrichtigkeiten im Protokoll können von dem Vorsitzen­
den und dem Protokollführer jederzeit gemeinsam berichtigt werden. Die 
Berichtigung ist im Protokoll kenntlich zu machen. Hat der Staatsanwalt, 
der Verteidiger oder ein Beteiligter das Protokoll vorher eingesehen, so 
wird ihm die Berichtigung mitgeteilt.

§ 255
Hauptverhandlung nach Zurückweisung an das Gericht erster Instanz

(1) Wird das erstinstanzliche Urteil im vollen Umfange aufgehoben, 
richtet sich die erneute Hauptverhandlung erster Instanz nach den allge­
meinen Vorschriften. Nach der Feststellung der Personalien des Angeklag­
ten ist die Formel des Urteils des Rechtsmittel- oder Kassationsgerichtes 
zu verlesen.

(2) Wird das erstinstanzliche Urteil in seinen tatsächlichen Feststellun­
gen bestätigt und nur teilweise aufgehoben, ist nach der Feststellung der 
Personalien des Angeklagten das zweitinstanzliche Urteil vorzutragen. 
Eines erneuten Vortrages der Anklage und einer Verlesung des Eröff­
nungsbeschlusses bedarf es nicht. Im übrigen gelten die allgemeinen 
Vorschriften für die Hauptverhandlung erster Instanz.

§ 256
Auswertung des Verfahrens

(1) Das Gericht ist verpflichtet, dafür Sorge zu tragen, daß die Ursachen 
und Bedingungen von Straftaten durch die verantwortlichen Staats- und 
Wirtschaftsorgane, Betriebe und anderen Einrichtungen, Genossenschaften 
und gesellschaftlichen Organisationen beseitigt werden, die Unduldsam­
keit der Bürger gegenüber Straftaten verstärkt und neuen Straftaten vor­
gebeugt wird.
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